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Die Beklagte wird unter Aufhebung des Bescheides vom 27.03.2012 in der Gestalt
des Widerspruchsbescheides vom 05.11.2012 verurteilt, bei dem KlÃ¤ger eine
Berufskrankheit nach der Nr. 2112 mit der BK-Folge "Zustand nach Implantation
einer Knieendoprothese beidseits bei fixierter Varusgonarthrose beidseits mit
verbliebener schmerzhafter BewegungseinschrÃ¤nkung und anhaltendem
Weichteilreizzustand" anzuerkennen und ihm ab dem 08.01.2008 Rente nach einer
MdE von 30 v.H. nach MaÃ�gabe der gesetzlichen Bestimmungen zu gewÃ¤hren.
Die Beklagte trÃ¤gt die erstattungsfÃ¤higen auÃ�ergerichtlichen Kosten des
KlÃ¤gers.

Tatbestand:

Zwischen den Beteiligten ist streitig, ob eine Knieerkrankung des KlÃ¤gers als
Berufskrankheit (BK) nach der Nr. 2112 â�� Gonarthrose durch eine TÃ¤tigkeit im
Knien oder vergleichbare Kniebelastung mit einer kumulativen Einwirkungsdauer
wÃ¤hrend des Arbeitslebens von mindestens 13.000 Stunden und einer
Mindesteinwirkungsdauer von insgesamt einer Stunde pro Schicht â�� der Anlage 1
zur Berufskrankheiten-Verordnung (BKV) anzuerkennen ist und ob der KlÃ¤ger
Anspruch auf die GewÃ¤hrung von Rente aufgrund dieser Berufskrankheit hat.
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Der am 00.00.1945 geborene KlÃ¤ger absolvierte von April 1960 bis Oktober 1963
eine Ausbildung zum Landmaschinenmechaniker. AnschlieÃ�end arbeitete der
KlÃ¤ger von November 1963 bis Februar 1996 â�� unterbrochen vom Wehrdienst
von Oktober 1964 bis MÃ¤rz 1966 â�� als Landmaschinenmechaniker.

Vom 00.00.1969 bis zum 00.00.2005 war der KlÃ¤ger als Betriebsschlosser bzw. als
Betriebshandwerker bei der Firma I in I1 tÃ¤tig. Danach schied der KlÃ¤ger aus dem
Erwerbsleben aus.

Im Mai 2010 beantragte der KlÃ¤ger die Anerkennung einer Berufskrankheit nach
der Nummer 2112 der Anlage 1 zur Berufskrankheit-Verordnung. Dazu teilte er mit,
seit ca. 1978 habe eine Arthrosebehandlung am linken Knie stattgefunden. Im
MÃ¤rz 1996 habe er groÃ�e Probleme mit dem linken Knie gehabt. Er habe diverse
OrthopÃ¤den aufgesucht, um Diagnosen und Behandlungen zu bestÃ¤tigen bzw. zu
optimieren. Im September 1996 sei eine erste Operation in der B-W-Klinik in C P
durchgefÃ¼hrt worden, im August 1998 eine zweite Operation in der Klinik X. Im
Januar 2008 sei ihm ein Gelenkersatz im Krankenhaus C1 eingesetzt worden. Seit
ca. 1998 â�� 1999 habe er im rechten Knie eine Arthrose, es bestÃ¼nden
Beschwerden mit zunehmender Tendenz.

Die Beklagte zog anschlieÃ�end Berichte der den KlÃ¤ger behandelnden Ã�rzten
sowie die den KlÃ¤ger betreffende Schwerbehindertenrechtsakte vom Kreis I1 bei.

AnschlieÃ�end veranlasste die Beklagte eine Stellungnahme zur
Arbeitsplatzexposition BK 2112 durch ihren Technischen Aufsichtsdienst. Dieser
kam in seiner Stellungnahme zu dem Ergebnis, hinsichtlich der von dem KlÃ¤ger
ausgeÃ¼bten TÃ¤tigkeiten als Landmaschinenmechaniker von 1960 bis 1969 bzw.
als Betriebsschlosser/Betriebshandwerker vom 00.00.1996 bis zum 00.00.2005
habe die kumulative Berechnung der belastenden knienden TÃ¤tigkeiten 19.848
Stunden betragen.

AnschlieÃ�end veranlasste die Beklagte eine Begutachtung des KlÃ¤gers durch den
OrthopÃ¤den und Unfallchirurgen Prof. Dr. T. Dieser kam in seinem Gutachten vom
19.11.2011 zu dem Ergebnis, im RÃ¶ntgenbild beider Kniegelenke von 2007 zeige
sich beidseitig eine Gonarthrose im Stadium Kellgren III. 2008 sei links eine
Kniegelenkstotalprothese implantiert worden. Zu klÃ¤ren sei, ob die berufliche
Belastung die wesentliche Teilursache der nachgewiesenen Gonarthrose beidseits
darstelle, oder ob die konkurrierenden Ursachen Ã¼berwÃ¶gen. Anzumerken sei,
dass ein typisches belastungskonformes Schadensbild einer Gonarthrose als
Anerkennungsvoraussetzung fÃ¼r eine Berufskrankheit derzeit nicht abgrenzbar
sei. Aktuell lÃ¤gen keine medizinisch wissenschaftlichen Erkenntnisse vor, die eine
Forderung nach einer bestimmten Lokalisation oder zumindest einem verstÃ¤rkten
Auftreten des Knorpelschadens in einzelnen Gelenkabschnitten evidenzbasiert
zulassen wÃ¼rden. Insofern werde an frÃ¼herer Ã�berlegung, ob und in welchen
Teilen des Kniegelenks eine Gonarthrose zu erwarten wÃ¤re, wenn sie wesentlich
auf berufliche Ursachen zurÃ¼ckzufÃ¼hren sei, nicht mehr festgehalten. Damit sei
entscheidend, ob die arbeitstechnischen Voraussetzungen zur Entstehung einer
Gonarthrose gegeben seien und ob sich im RÃ¶ntgenbild eine Gonarthrose im
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Stadium II nach Kellgren oder grÃ¶Ã�er nachweisen lasse. Beides sei bei dem
KlÃ¤ger gegeben. Da die Gesamtstundenzahl der kniebelastenden TÃ¤tigkeiten im
Sinne einer Gonarthrose Ã¼ber der geforderten kumulativen Belastungsdauer liege
und beidseits eine fortgeschrittene Gonarthrose nachgewiesen werden kÃ¶nne,
liege eine Berufskrankheit nach der Nummer 2112 der Berufskrankheiten-Liste vor.
Die Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit betrage fÃ¼r das rechte Knie 20 v. H., fÃ¼r
das linke Knie 20 v. H â�¦ Das ergebe ein Gesamt-MdE von 30 v. H. DarÃ¼ber
hinaus fÃ¼hrte Herr Prof. Dr. T aus, die erste ihm vorliegende aktenkundige
ErwÃ¤hnung einer Gonarthrose sei vom 20.08.1998 (Arthroskopiebericht Dr. G). Aus
medizinscher Sicht bestÃ¼nden seit diesem Zeitpunkt VerschleiÃ�erscheinungen
im Sinne einer BK 2112. Es sollte geklÃ¤rt werden, ab welchem Zeitpunkt die
arbeitstechnischen Voraussetzungen fÃ¼r eine BK 2112 gegeben gewesen seien.

In einer ergÃ¤nzenden Stellungnahme vom 06.01.2012 vertrat der TAD die
Auffassung, die kumulative Berechnung der belastenden knienden TÃ¤tigkeiten
betrage bis zum 19.06.1998 16.654 Stunden.

Am 27.03.2012 erteilte die Beklagte einen Bescheid, mit dem sie die Anerkennung
einer Berufskrankheit nach der Nummer 2112 der Berufskrankheiten-Liste
(Gonarthrose) ablehnte und darÃ¼ber hinaus ausfÃ¼hrte, AnsprÃ¼che auf
Leistungen bestÃ¼nden daher nicht. Die Ablehnung einer Berufskrankheit mÃ¼sse
unter Anwendung der RÃ¼ckwirkungsklausel gem. Â§ 6 Abs. 1 Berufskrankheiten-
Verordnung (BKV) erfolgen. Demnach mÃ¼sse fÃ¼r die Anerkennung der
berufsbedingten Gonarthrose der Tag des Versicherungsfalls nach dem 30.09.2002
eingetreten sein. Die Gonarthrose sei erst am 01.07.2009 als Berufskrankheit in die
BKV aufgenommen worden. Im Falle des KlÃ¤gers habe sich die Gonarthrose
medizinisch erstmalig bereits am 20.08.1998 anlÃ¤sslich einer Arthroskopie
manifestiert. Zu diesem Zeitpunkt seien auch die arbeitstechnischen
Voraussetzungen mit ca. 16.654 Stunden vollstÃ¤ndig erfÃ¼llt gewesen. Der Tag
des Versicherungsfalls wÃ¤re somit der 20.08.1998. Dieser liege auÃ�erhalb des in
der RÃ¼ckwirkungsklausel benannten Zeitraumes, der fÃ¼r die Anerkennung
zwingend Voraussetzung sei. Eine Anerkennung nach Â§ 9 Abs. 2 SGB VII wie eine
Berufskrankheit sei ebenfalls ausgeschlossen, weil der Antrag nach dem 01.07.2009
gestellt worden sei.

Der KlÃ¤ger legte gegen diesen Bescheid Widerspruch ein. Zur BegrÃ¼ndung trug
er vor, es werde bestritten, dass die arbeitstechnischen Voraussetzungen bereits
am 20.08.1998 erfÃ¼llt gewesen seien. DarÃ¼ber hinaus sei das Vorliegen fÃ¼r
die Anerkennung einer Berufskrankheit fÃ¼r jedes Kniegelenk gesondert zu
erfassen. Die Gonarthrose des rechten Kniegelenkes sei jedoch erst nach dem
30.09.2002 festgestellt worden und bedinge ausweislich der AusfÃ¼hrungen des
Gutachters fÃ¼r sich eine MdE von 20 v. H. Zumindest sei die Erkrankung wie eine
Berufskrankheit gem. Â§ 9 Abs. 2 SGB VII anzuerkennen. Der Antragszeitpunkt nach
dem 01.07.2009 kÃ¶nne nicht, bei ansonsten zweifellos vorliegender
Leistungsvoraussetzung, zu einem vÃ¶lligen Rechtsverlust fÃ¼hren.

Mit Widerspruchsbescheid vom 05.11.2012 wurde der Widerspruch als
unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ckgewiesen.
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Hiergegen hat der KlÃ¤ger am 22.11.2012 Klage erhoben.

Der KlÃ¤ger beantragt,

die Beklagte unter Aufhebung des Bescheides vom 27.03.2012 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 05.11.2012 zu verurteilen, bei ihm eine
Berufskrankheit nach der Nummer 2112 der Anlage zur Berufskrankheiten-
Verordnung anzuerkennen und ihm Rente nach einer MdE von 30 v. H. nach
MaÃ�gabe der gesetzlichen Bestimmungen zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Sie ist bei ihrer Auffassung geblieben, die angefochtene Verwaltungsentscheidung
entspreche der Sach- und Rechtslage und sei nicht zu beanstanden.

Das Gericht hat Beweis erhoben durch die Einholung eines Gutachtens von dem
OrthopÃ¤den Dr. W1 nebst drei ergÃ¤nzenden Stellungnahmen. Auf Inhalt und
Ergebnis des Gutachtens wird verwiesen.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf den
sonstigen Inhalt der Gerichtsakten sowie der den KlÃ¤ger betreffenden
Verwaltungsakten der Beklagten Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Das Gericht konnte vorliegend nach AnhÃ¶rung der Beteiligten gem. Â§ 105
Sozialgerichtsgesetz (SGG) ohne mÃ¼ndliche Verhandlung durch Gerichtsbescheid
entscheiden, da der Sachverhalt geklÃ¤rt war und die Streitsache auch keine
besonderen Schwierigkeiten tatsÃ¤chlicher oder rechtlicher Art aufwies.

Die zulÃ¤ssige Klage ist begrÃ¼ndet.

Der KlÃ¤ger ist durch den angefochtenen Bescheid vom 27.03.2012 in der Gestalt
des Widerspruchsbescheides vom 05.11.2012 beschwert im Sinne des Â§ 54 Abs. 2
S. 1 SGG, denn dieser Bescheid ist rechtswidrig.

Die Beklagte hat die Anerkennung einer Berufskrankheit (BK) nach der Nummer
2112 der Anlage 1 zur BKV zu Unrecht abgelehnt.

Nach Â§ 9 Abs. 1 S. 1 des Siebten Buches Sozialgesetzbuch (SGB VII) sind
Berufskrankheiten die Krankheiten, die die Bundesregierung durch
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates als Berufskrankheiten
bezeichnet und die Versicherte infolge einer der Versicherungsschutz nach den
Â§Â§ 2, 3 oder 6 begrÃ¼ndenden TÃ¤tigkeit erleiden. Gem. Â§ 1 BKV sind
Berufskrankheiten die in der Anlage 1 bezeichneten Krankheiten. Die Nummer 2112
der Anlage 1 zur BKV erfasst die "Gonarthrose durch eine TÃ¤tigkeit im Knien oder
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vergleichbare Kniebelastung mit einer kumulativen Einwirkungsdauer wÃ¤hrend des
Arbeitslebens von mindestens 13.000 Stunden und einer Mindesteinwirkungsdauer
von insgesamt einer Stunde pro Schicht".

Die bei dem KlÃ¤ger bestehende Gonarthrose in beiden Kniegelenken ist nach
dieser Bestimmung als Berufskrankheit anzuerkennen. Dies steht nach dem
Gesamtergebnis der im Verwaltungs- und im Klageverfahren durchgefÃ¼hrten
Ermittlungen zur Ã�berzeugung des Gerichts fest. Das Gericht grÃ¼ndet seine
Ã�berzeugung im Wesentlichen auf das Gutachten des OrthopÃ¤den Dr. W1.
Danach liegen bei dem KlÃ¤ger die morphologischen Voraussetzungen der BK 2112
vor und auch die arbeitstechnischen Voraussetzungen sind erfÃ¼llt. Wesentliche
konkurrierende Ursachenfaktoren lassen sich nicht benennen. Die bekannten und
gesicherten Aspekte des zeitlichen Verlaufs sprechen nicht schwerwiegend gegen
einen beruflichen Zusammenhang. Demnach ist es nach Auffassung des Gerichts
wahrscheinlich, dass die bei dem KlÃ¤ger bestehende Gonarthrose beidseits
wahrscheinlich durch die kniebelastende TÃ¤tigkeit hervorgerufen worden ist, weil
bei vernÃ¼nftiger AbwÃ¤gung aller fÃ¼r oder gegen den Zusammenhang
sprechenden UmstÃ¤nde die auf die berufliche Verursachung hindeutenden
Faktoren so stark Ã¼berwiegen, dass darauf die Entscheidung gestÃ¼tzt werden
kann und die gegen den ursÃ¤chlichen Zusammenhang sprechenden Faktoren
billiger Weise auÃ�er Betracht bleiben kÃ¶nnen. DarÃ¼ber hinaus stimmen die
Feststellungen von Dr. W1 insoweit auch mit denen des im Verwaltungsverfahren
gehÃ¶rten SachverstÃ¤ndigen Prof. Dr. T und der beratenden Ã�rzte der Beklagten
Frau Dr. I2 in ihrer Stellungnahme vom 29.09.2014 Ã¼berein, die ebenfalls die
Auffassung vertreten haben, insgesamt sprÃ¤chen mehr GrÃ¼nde fÃ¼r einen
Zusammenhang als dagegen. Soweit ersichtlich, ist die Frage, ob bei dem KlÃ¤ger
die arbeitstechnischen und medizinischen Voraussetzungen fÃ¼r die Anerkennung
einer BK 2112 vorliegen, auch nicht umstritten. Umstritten ist lediglich die Frage, ob
der Versicherungsfall der Gonarthrose bei dem KlÃ¤ger am linken Knie bereits vor
dem 01.10.2002 eingetreten ist (so die Auffassung der Beklagten), sodass eine
Anerkennung der Gonarthrose am linken Knie nach der Ã�bergangsvorschrift des Â§
6 BKV nicht mehr mÃ¶glich ist.

Â§ 6 Abs. 3 S. 1 BKV lautet: "Leiden Versicherte am 01.07.2009 an einer Krankheit
nach Nummer 2112, 4114 und 4115 der Anlage 1, ist diese auf Antrag als
Berufskrankheit anzuerkennen, wenn der Versicherungsfall nach dem 30.09.2002
eingetreten ist." Beim dem KlÃ¤ger lag der Versicherungsfall der BK 2112 vor
September 2002 â�� und damit vor dem Stichtag des Â§ 6 Abs. 3 S. 1 BKV â�� nach
Auffassung des Gerichts noch nicht vor, weil zu diesem Zeitpunkt eine Gonarthrose
am linken Knie im Sinne der BK 2112 noch nicht (vollstÃ¤ndig) gesichert vorlag.

Nach der Rechtsprechung des Bundessoziallgerichts (BSG), Urteil vom 20.03.2018
â�� B 2 U 5/16 R -) tritt der Erkrankungsfall "Gonarthrose" ein, sobald ein
Kniegelenk die diagnostischen Kriterien dieser Krankheit erfÃ¼llt, weil es sich bei
den VerschleiÃ�erscheinungen an den Kniegelenken um einen einheitlichen
Erkrankungsfall handelt. Der Versicherungsfall der Gonarthrose setzt mithin nicht
voraus, dass an beiden Knien eine Erkrankung vorliegt. DafÃ¼r spricht bereits, dass
der Tatbestand der BK 2112 knieÃ¼bergreifend von einer "Gonarthrose" spricht,

                               5 / 9

https://dejure.org/gesetze/BKV/6.html
https://dejure.org/gesetze/BKV/6.html
https://dejure.org/gesetze/BKV/6.html
https://dejure.org/gesetze/BKV/6.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%202%20U%205/16%20R


 

ohne dabei zwischen den beiden Kniegelenken zu differenzieren, und gleichzeitig
fÃ¼r die VerschleiÃ�erkrankung beider Kniegelenke dieselbe
Krankheitsbezeichnung verwendet. Zudem entspricht es der Systematik der GUV,
mehrere GesundheitsstÃ¶rungen â�� selbst wenn es sich um medizinisch
voneinander unabhÃ¤ngige GesundheitsschÃ¤den handelt â�� als eine einheitliche
BK und damit auch als einheitlichen Erkrankungsfall zu behandeln, wenn sie auf
derselben Ursache bzw. wesentlichen Bedingung beruht, das heiÃ�t auf ein und
dieselbe gefÃ¤hrdende TÃ¤tigkeit zurÃ¼ckzufÃ¼hren sind (BSG, a.a.O.).

Der Erkrankungsfall der BK 2112 â�� die "Gonarthrose" â�� lag betreffend beide
Knie vor dem 01.10.2002 noch nicht vor. Hier mÃ¼ssen die Kriterien vorliegen, die
nach den aktuellen Erkenntnissen der medizinischen Wissenschaften die Diagnose
sichern. Das Recht knÃ¼pft damit an den medizinischen Diagnosebegriff und die
dazu entwickelten Kriterien an. Dabei sind zur Ermittlung des aktuellen medizinisch-
wissenschaftlichen Kenntnisstandes und als Interpretationshilfe die MerkblÃ¤tter
heranzuziehen, auch wenn sie weder verbindliche Konkretisierungen der
Tatbestandsvoraussetzungen der BK noch antizipierte SachverstÃ¤ndigengutachten
oder eine Dokumentation des Standes der einschlÃ¤gigen Erkenntnisse der
medizinischen Wissenschaft sind (vgl. BSG, a.a.O.).

Nach dem Merkblatt zur BK 2112 (Bekanntmachung des BMGS vom 30.12.2009,
GMBl 2010, 98, dem folgend die Begutachtungsempfehlungen des
Spitzenverbandes der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung fÃ¼r die BK 2112
vom Juni 2014 â�� Begutachtungsempfehlungen -) hat die Diagnose einer
Gonarthrose folgende Voraussetzungen, die kumulativ vorliegen mÃ¼ssen:

â�� chronische Kniegelenksbeschwerden, â�� FunktionsstÃ¶rungen bei der
orthopÃ¤dischen Untersuchung in Form einer eingeschrÃ¤nkten Streckung oder
Beugung im Kniegelenk bzw. gleichgestellter FunktionsstÃ¶rungen wie
Kniegelenkserguss, KapselentzÃ¼ndung mit Verdickung oder Verplumpung der
Gelenkkontur, Krepitation bei der Gelenkbewegung, hinkendes Gangbild oder
Atrophie der Oberschenkelmuskulatur â�� die rÃ¶ntgenologische Diagnose einer
Gonarthrose entsprechend Grad 2 bis 4 der Klassifikation von Kellgren ua.

Nach der Begutachtungsempfehlung fÃ¼r die Berufskrankheit Nummer 2112
(Gonarthrose) vom 03.06.2014 gibt es neben der Kellgren-Klassifikation auch die
MÃ¶glichkeit, anhand von Arthroskopiebefunden und MRT-Befunden festzustellen,
ob eine vorauseilende Gonarthrose vorliegt.

Hier kann dahinstehen, ob bei dem KlÃ¤ger vor dem Stichtag am 30.09.2002 die
Kellgrenkriterien bzw. die Analogkriterien sowie chronische
Kniegelenksbeschwerden vorlagen, denn nach Auffassung des Gerichts ist nicht
vollbeweislich gesichert, dass vor dem 30.09.2002 die in dem Merkblatt zur BK 2112
bzw. in den Begutachtungsempfehlungen geforderten FunktionsstÃ¶rungen bei der
orthopÃ¤dischen Untersuchung in Form einer eingeschrÃ¤nkten Streckung oder
Beugung im Kniegelenk bzw. gleichgestellte FunktionsstÃ¶rungen vorgelegen
haben.
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Wie bereits dargelegt, wird nach den Begutachtungsempfehlungen fÃ¼r die
Berufskrankheit 2112 (Gonarthrose) die in der Wissenschaftlichen BegrÃ¼ndung als
FunktionsstÃ¶rung genannte BewegungseinschrÃ¤nkung in Form einer
eingeschrÃ¤nkten Streckung und/oder Beugung im Kniegelenk in der
Wissenschaftlichen Stellungnahme vom 24.10.2011 wie folgt ergÃ¤nzt:

1. Kniegelenkserguss 2. KapselentzÃ¼ndung mit Verdickung oder Verplumpung der
Gelenkkontur 3. Krepitation bei der Gelenkbewegung 4. hinkendes Gangbild oder 5.
Atrophie der Oberschenkelmuskulatur

Danach muss mindestens eine der sechs FunktionsstÃ¶rungen fÃ¼r die Diagnose
einer Gonarthrose im Sinne der Berufskrankheit 2112 vorliegen. Dies ist jedoch
nach Auffassung des Gerichts nicht ausreichend gesichert. Das Gericht hat den
SachverstÃ¤ndigen Dr. W1 mit Schreiben vom 12.10.2018 gebeten, zu dem
Zeitpunkt des Vorliegens relevanter FunktionsstÃ¶rungen bei der orthopÃ¤dischen
Untersuchung Stellung zu nehmen. Dr. W1 hat insoweit in seiner ergÃ¤nzenden
Stellungnahme vom 29.01.2019 ausgefÃ¼hrt, der Bericht von Dr. G auf Bl. 185 der
Gerichtsakte belege, seine Richtigkeit unterstellt, dass bereits 1998 eine
Kapselschwellung und EinschrÃ¤nkung der Beweglichkeit des Kniegelenks
bestanden habe. Ob allerdings insoweit von einem fortdauernden Befund
auszugehen sei, belege der Bericht nicht sicher. Die Beantwortung der weiteren
Frage des Gerichts bzgl. der sog. "Krepitation" in den Knien bedÃ¼rfe zunÃ¤chst
der nachstehenden Klarstellung: Bei dem Befund "Krepitation" (Gelenkreiben)
handele es sich um einen sehr unsicheren, sehr variablen und von der subjektiven
Wahrnehmung des Untersuchers gefÃ¤rbten Befund. Man mÃ¼sse nur
berÃ¼cksichtigen, dass das bei morphologisch kniegelenkgesunden Menschen
durchaus ein derartiges KrepitationsphÃ¤nomen ausgelÃ¶st werden kÃ¶nne, ohne
dass dieses PhÃ¤nomen sicherer Hinweis auf eine tatsÃ¤chlich pathologisch
verÃ¤nderte KnorpeloberflÃ¤che wÃ¤re. Es gebe im Ã�brigen keine gesicherten
medizinischen Erkenntnisse bzgl. der Korrelation zwischen dem klinischen
PhÃ¤nomen "Krepitation" und dem bildmorphologischen PhÃ¤nomen einer
Gonarthrose. Das subjektive PhÃ¤nomen der Krepitation lasse sich nach
allgemeiner orthopÃ¤discher Erfahrung auch beim Menschen finden, die
bildmorphologisch Ã¼berhaupt nicht an einer Gonarthrose leiden. Man kÃ¶nne
lediglich feststellen, dass bei fortgeschrittener Retropatellar-Arthrose eine
schmerzhafte Krepitation sehr hÃ¤ufig angetroffen werden kÃ¶nne. Nach seiner
EinschÃ¤tzung erlaube der Bericht Ã¼ber die stationÃ¤re
RehabilitationsmaÃ�nahme im Dezember 1995 gesicherte Aussagen nicht, zumal zu
diesem Zeitpunkt nicht etwa die Diagnose einer Gonarthrose, sondern eine
"Chondropathia patellae" gestellt wurde, also einem KrankheitsphÃ¤nomen, das
zahlreiche Ursachen haben kÃ¶nne und nicht zwingend auf eine Arthrose des
Kniegelenks hinweise. Bzgl. der weiteren, von dem Gericht angegebenen Berichte
der B-W-Klinik aus dem Jahr 1996, dem Bericht des Herrn Dr. H aus dem Jahr 1996
und des Herrn Dr. G aus dem Jahr 1998 gÃ¤lten zunÃ¤chst grundsÃ¤tzlich die
vorstehend genannten EinschrÃ¤nkungen. Es sei zunÃ¤chst darauf hinzuweisen,
dass die Feststellung verstrichener Gelenkkonturen wie die Feststellung eines
Reizergusses sehr stark von der subjektiven EinschÃ¤tzung des Untersuchers
abhÃ¤ngig sei. Das heiÃ�e, es gebe insofern selbstverstÃ¤ndlich eindeutig
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pathologische Befunde, aber ein relativ breites Kontinuum von "noch eben
normalen" und "gerade eben beginnend krankhaften" Befunden. Hinzu komme,
dass es sich bei leichten AusprÃ¤gungsgraden dieser Befunde (verstrichene
Gelenkkonturen, Reizerguss) durchaus um Befunde handeln kÃ¶nne, die zeitweise
vorlÃ¤gen, dann aber, wenn der Reizzustand zurÃ¼ckgehe, auch wieder
verschwunden sein kÃ¶nnten. Wenn das Gericht insofern frage, ob das Kriterium
der KapselentzÃ¼ndung mit Verdickung oder Verplumpung der Gelenkkontur
bereits vor dem 30.09.2002 als gesichert angesehen werden kÃ¶nne, sei darauf
hinzuweisen, dass zeitlich punktuelle Befunde, wie sie von dem Gericht zitiert
worden seien, nicht zwingend bedeuteten, dass dieser Befund auch anhaltend
vorgelegen habe.

Das Gericht entnimmt dieser ergÃ¤nzenden Stellungnahme von Dr. W1, dass das
Kriterium "FunktionsstÃ¶rungen bei der orthopÃ¤dischen Untersuchung in Form
einer eingeschrÃ¤nkten Streckung oder Beugung im Kniegelenk" bzw. einer der
weiteren gleichgestellten fÃ¼nf FunktionsstÃ¶rungen fÃ¼r die Diagnose einer
Gonarthrose im Sinne der BK 2112 vor dem 30.09.2002 noch nicht gesichert vorlag.
Dementsprechend sind nicht alle Voraussetzungen, die nach der Rechtsprechung
des BSG fÃ¼r die Diagnose einer Gonarthrose im Sinne der BK 2112 erforderlich
sind, vor dem 01.10.2002 gesichert erfÃ¼llt gewesen.

Bei dem KlÃ¤ger ist dementsprechend die BK-Folge "Zustand nach Implantation
einer Knieendoprothese beidseits bei fixierter Varusgonarthrose beidseits mit
verbliebener schmerzhafter BewegungseinschrÃ¤nkung und anhaltendem
Weichteilreizzustand" anzuerkennen.

Der KlÃ¤ger hat auch Anspruch auf die GewÃ¤hrung von Rente wegen der BK 2112.
Nach Auffassung des Gerichts ist die Klage auch im Hinblick auf die GewÃ¤hrung
einer Verletztenrente zulÃ¤ssig, da die Beklagte in dem angefochtenen Bescheid
vom 27.03.2012 die GewÃ¤hrung von "Leistungen" wegen einer BK 2112 abgelehnt
hat. Zu den nach Â§ 26 ff. SGB VII zu gewÃ¤hrenden Leistungen gehÃ¶rt auch die
Verletztenrente nach Â§ 56 Abs. 1 Satz 1 SGB VII.

Nach Â§ 56 Abs. 1 Satz 1 SGB VII haben Versicherte, deren ErwerbsfÃ¤higkeit
infolge eines Versicherungsfalls Ã¼ber die 26. Woche nach dem Versicherungsfall
hinaus um wenigstens 20 v.H. gemindert ist, Anspruch auf eine Rente.

Der KlÃ¤ger hat auf dieser Rechtsgrundlage ab dem 08.01.2008, dem Zeitpunkt der
Implantation der Endoprothese, Anspruch auf die GewÃ¤hrung von Rente nach
einer MdE von 30 v.H. FÃ¼hrt eine Unfallverletzung oder â�� wie hier â��
berufsbedingte Gonarthrose zur Versorgung mittels einer Endoprothese, wird bei
einem guten funktionellen Ergebnis unter prÃ¤ventiven Aspekten â��
verschlossener Arbeitsmarktanteil wegen GefÃ¤hrdungen des Knochen-Prothesen-
Verbundes infolge Ã¼bermÃ¤Ã�iger Belastungseinwirkungen â�� grundsÃ¤tzlich
von einer Mindest-MdE von 20 v.H. ausgegangen. Bei schlechter Funktion mit
Streck- und Beugedefizit sind 30 % angemessen (vgl.
SchÃ¶nberger/Mehrtens/Valentin, Arbeitsunfall und Berufskrankheit, 9. Aufl., Seiten
686/687). Nach den Feststellungen des SachverstÃ¤ndigen Dr. W1 liegt bei dem
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KlÃ¤ger an beiden Kniegelenken eine Endoprothese vor, und es muss
berÃ¼cksichtigt werden, dass es sich nicht um eine regelrecht funktionierende
Endoprothese handelt, vielmehr liegt an beiden Kniegelenken ein funktionell
ungÃ¼nstiges Streckdefizit und ein anhaltender Weichteilreizzustand vor. Im
Hinblick auf die EinschÃ¤tzung bei SchÃ¶nberger/Mehrtens/Valentin, Arbeitsunfall
und Berufskrankheit, 9. Aufl., Seite 687 hÃ¤lt das Gericht dementsprechend eine BK-
bedingte MdE von 30 v.H. fÃ¼r angemessen, was letztlich auch der EinschÃ¤tzung
des im Verwaltungsverfahren gehÃ¶rten SachverstÃ¤ndigen Prof. Dr. T entspricht.

Das Gericht hat im Ã�brigen keine Bedenken, die Feststellungen des
SachverstÃ¤ndigen Dr. W1 der Entscheidung zu Grunde zu legen. Der
SachverstÃ¤ndige hat die erhobenen Befunde sehr eingehend und sorgfÃ¤ltig
ausgewertet und widerspruchsfreie und nachvollziehbare Ã�berlegungen zur
Zusammenhangsfrage angestellt.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Erstellt am: 05.02.2021

Zuletzt verändert am: 23.12.2024

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

                               9 / 9

https://dejure.org/gesetze/SGG/193.html
http://www.tcpdf.org

